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Nachdem der Frankfurter Rechts-
historiker Michael Stolleis in drei 

viel beachteten Bänden die deutsche 
Geschichte des öffentlichen Rechts 
dargestellt hat, wird vielerorts von 
ihm noch ein vierter Band von 1945 
bis zur Gegenwart erwartet. Mit sei-
ner umfassenden und informativen 
Darstellung zur Staats- und Verwal-
tungsrechtswissenschaft der DDR 
hat er nun einen Teil davon vorge-
legt. Da die DDR bereits seit zwanzig 
Jahren Geschichte ist, kann sich der 
Autor – so scheint es – seinem Ge-
genstand gelassen als Historiker wid-
men. Gleichwohl bleibt die Ge-
schichtsschreibung über die DDR 
ein Wagnis, dessen sich der Autor 
bewusst ist. Zwar kann man den 
SED-Staat mit dem NS-Staat verglei-
chen und die DDR als Unrechtsstaat 
kennzeichnen, weil dies – so Stoll-
eis – »zur Aufdeckung struktureller 
Ähnlichkeiten zwischen autoritären 
Systemen mit (...) ihrem instrumen-
tellen Verständnis von Recht« führt. 
Aber auch für den ausgewiesenen 
Forscher des NS-Staates und des NS-
Rechts bleibt dieser Vergleich durch-
aus eine Schwierigkeit. Führen doch 
Ähnlichkeiten schnell zur Vernach-
lässigung der Verschiedenheiten.

Ist die DDR ein Staat ohne Staats-
recht mit einer Verwaltung ohne Ver-
waltungsrecht gewesen? Die Antwor-
ten sind in der Erklärung zum Titel 
»sozialistische Gesetzlichkeit« zu-
sammengefasst. Hilde Benjamin hat-
te 1954 auf dem IV. Parteitag der 
SED verkündet, »sozialistische Ge-
setzlichkeit« bestehe in der »Einheit 
von strikter Einhaltung der Gesetze 
und Parteilichkeit ihrer Anwendung«. 
Das war, so Stolleis, »parteilicher Ge-
setzespositivismus, fl exibel gemacht 
durch weit offene, politisierte Gene-
ralklauseln«. Der Autor kombiniert 
die von Bernd Rüthers 1968 entwi-
ckelte These der »unbegrenzten 
Auslegung« zum Wandel des Privat-
rechts während der Zeit des Natio-
nalsozialismus mit der von Ernst 
 Fraenkel zum NS-Doppelstaat entwi-
ckelten Theorie. Die Staatsmacht der 
DDR habe das Recht durchlässig für 
den jederzeit möglichen Durchgriff 
auf die politischen Fälle gehalten. 
»Insofern war die DDR ein Normen-
staat, aber kein Rechtsstaat (…) 

Auch hier gab es (…) einen ›Doppel-
staat‹ mit seiner Parallelität von re-
gelgeleiteter Ordnung und irregulärer 
Maßnahme ...« Dies ist richtig, greift 
aber zu kurz, wenn die Unterschiede 
zwischen kommunistischem Gesell-
schaftssystem und nationalsozialisti-
scher Herrschaft, die vor allem in der 
Abschaffung des Privateigentums 
und dessen Folgen für das Rechts-
system liegen, außer Betracht bleiben.

Kommunistische Systeme werden 
dadurch charakterisiert, dass sie das 
Privateigentum aufheben und versu-
chen, zentralistisch mithilfe des Staa-
tes unter der Führung der Partei das 
gesamte Wirtschafts- und Gesell-
schaftsleben zu planen. Leider 
schließt Stolleis aber gerade das öf-
fentliche Wirtschaftsrecht als Teil des 
öffentlichen Rechts ausdrücklich 
aus. Eine politikunabhängige Staats-
rechtswissenschaft habe es wegen 
der Unterordnung unter den Partei-
willen sowieso nicht gegeben, aber 
auch eine textorientierte, in prakti-
sche Folgerungen mündende wis-
senschaftliche Diskussion habe nicht 
stattgefunden, weil die DDR-Verfas-
sungen von 1949 und 1968 sowie 
auch deren Änderungen 1974 alle-
samt »nicht die Qualität eines Rechts-
textes, an dem sich das Staatsleben 
orientiert«, hätten. Begreift man aber 
die wiederkehrenden rechtstheoreti-
schen und wirtschaftsrechtlichen 
Diskussionen als Teil des öffentlichen 
Rechts, kommt man zu einer anderen 
Bewertung. Denn Dispute über das 
Recht als Maß der Politik und über 
den subjektiven Charakter von Grund-
rechten sind vor allem in der Rechts-
theorie und in Diskussionen über die 
Demokratisierung staatlicher Leitung 
im Wirtschaftsrecht geführt worden.

Über die Verwaltungsrechtswis-
senschaft schreibt Stolleis, dass sie 
sich zunächst 1957 sowohl als Teil 
sozialistischer Verwaltungsrechtswis-
senschaft als auch in der Tradition 
des deutschen Verwaltungsrechts 
konstituiert habe. Aber bereits 1958 
sei sie als eigenständiges Gebiet des 
öffentlichen Rechts von der Babels-
berger Konferenz zerschlagen wor-
den. Die Konsequenz seines Diktatu-
renvergleiches zeigt sich in einer zu 
starken Fokussierung auf diese Kon-
ferenz. In deren Folge seien durch-

setzbare Rechte für die Bürger bis 
zum Ende der DDR undenkbar ge-
blieben. Die Rechtswissenschaft sei 
auf ihre Aufgabe, »die interpretieren-
de Übertragung zwischen Parteiwillen 
und Rechtssystem zu leisten« ab-
schließend verpfl ichtet worden. Zwei-
fellos war dies eine wichtige Weichen-
stellung: Karl Polack gelang es, seine 
Thesen über die Identität von Gesell-
schaft, Staat und Volk sowie Gesell-
schaft und Individuum als unange-
fochten herrschend durchzusetzen. 
Doch anders als im NS-Staat gab es 
in der DDR-Geschichte wie auch in 
anderen kommunistischen Staaten 
einen wiederkehrenden Wechsel von 
Repression und Reformversuchen, 
ohne dadurch die führende Rolle der 
Partei gefährden zu wollen. In der 
DDR sind diese Entwicklungen auch 
auf dem Gebiet des öffentlichen 
Rechts diskutiert worden, was in Stol-
leis’ Analyse zu kurz kommt.

Diese kritischen Einwände relati-
vieren sich jedoch durch die Darle-
gungen im Hauptteil des Buchs: Stoll-
eis gelingt mit der Rekonstruktion des 
Personaltableaus der vier juristischen 
Fakultäten in Berlin, Halle, Jena und 
Leipzig und der Akademie für Staats- 
und Rechtswissenschaft in Potsdam-
Babelsberg und ihrer wissenschaftli-
chen Publikationen ein sehr geschlos-
senes und überzeugendes Bild der 
Staats- und Verwaltungsrechtswissen-
schaft in der DDR. In diesem Teil 
werden auch ganz selbstverständlich 
die Staats- und Rechtstheoretiker, zum 
Teil auch die Wirtschaftsrechtler ein-
bezogen. Mit dem methodischen Ins-
trumentarium eines Rechtshistorikers 
arbeitet Stolleis die Geschichte des 
Staats- und Verwaltungsrechts der 
DDR personengenau in das Kontinu-
um der Geschichte vom öffentlichen 
Recht in Deutschland ein. Damit ist 
ihm wieder, wie bei den Vorgänger-
bänden, ein großer Wurf gelungen. ◆
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